
Peter Thiel  
Beratungspraxis  

Wollankstraße 133 
13187 Berlin 

Telefon (030) 499 16 880 
Funk 0177-6587641 

Mail: info@ergaenzungspfleger.de 
___________________________________________________________ 

 
 
Beratungspraxis, Peter Thiel  
Wollankstraße 133, 13187 Berlin 
 
 
Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg 
z.H. Herr Kopp - Rechtspfleger 
Möckernstraße 130 
10963 Berlin 
  
E-Mail: verwaltung@ag-tk.berlin.de 
 
 
 
 
 
Beschwerde  
 
Beschwerde zum Vergütungsbeschluss des Amtsgerichts Tempelhof-Kreuzberg - 160 F 
18764/16 - vom 13.02.2017, Vormund Peter Thiel - Mündel … 
 
 
 
 

09.03.2017 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr K opp, 
 
hiermit lege ich Beschwerde ein gegen den Vergütungsbeschluss des Amtsgerichts 
Tempelhof-Kreuzberg vom 13.02.2017, zugestellt am 15.02.2017. 
 
 
Begründung 
 
 
I. 
 
Mit Beschluss vom 22.09.2016 wurde der Unterzeichnende vom OLG Brandenburg als 
Vormund bestellt. 
 
Der Vortrag von Rechtspfleger Kopp, ein Vergütungsanspruch würde erst ab dem „Tag 
der Verpflichtung“ gemäß §1789 BGB entstehen, ist gesetzlich nicht unterlegt und von 
daher reine Rechtsauffassung des beschließenden Rechtspflegers. 
 
Zudem ist der Vortrag des Rechtspflegers absurd, das Kind wäre vom 22.09.2016 - der 
Tag an dem die Eltern und der bisherige Ergänzungspfleger aus dem Rechtsverhältnis 
der elterlichen Sorge entlassen wurden - bis zum 18.10.2017, an dem es durch die 
schleppende Arbeitsweise am Amtsgericht Oranienburg dann endlich zum „Bestal-



lungsakt“ kam, ohne rechtliche Vertretung gewesen. Ein solcher Status ist in Deutsch-
land gesetzlich nicht vorgesehen, ein Minderjähriger steht immer unter elterlicher Sor-
ge, Ergänzungspflegschaft oder Vormundschaft. Rechtspfleger Kopp möge sich hier 
fortbilden um diese offenbar existierende Wissenslücke zu schließen. 
 
In dem genannten Zeitraum war der Unterzeichnende Vormund des Kindes, eine späte-
rer „Bestallungsakt“ ändert daran nichts, sondern weißt eher auf eine problematische 
Gesetzeslage hin, die vom Gesetzgeber dringend bereinigt werden sollte, um Missver-
ständnisse so wie hier, zukünftig auszuschließen. 
 
Ich verweise hier auch auf meinen Schriftsatz vom 22.01.2017 mit dem ich bereits vor 
Beschlussfassung in der Vergütungssache auf einen Korrekturhinweis des Rechtspfle-
gers Koop vom 27.12.2016 reagiert habe. 
 
 
 
 
II. 
 
Neben der Zurückweisung der von Rechtspfleger Koop vorgenommenen Stundenkür-
zung wird vom Unterzeichnenden auch die Festsetzung eines Stundensatzes von 33,50 
€ zurückgewiesen, bzw. mit der hier verfolgten Beschwerde die Anerkennung des vom 
Unterzeichnenden beantragen Stundensatzes von 50,00 € weiter verfolgt. 
 
Die Angemessenheit eines Stundensatzes von 50,00 € folgt aus Grundgesetz 
 
Artikel 1  
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt. 
 
Artikel 3 
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.  
 
 
Zum allgemeinen Diskriminierungsverbot ausführlich unter: 
 
https://de.wikipedia.org/wiki/Diskriminierungsverbot 
 
 
Bekanntermaßen erhalten Sachverständige von der Justizkasse einen Stundensatz von 
100,00 €. Ein Vormund mit einem hier zugebilligten Stundensatz von 33,50 €, der eine 
gleichermaßen wichtige und schwierige Tätigkeit, sowie von der Qualifikationsanforde-
rung (Hochschulabschluss) gleich hohes Bildungsniveau wie eine vom Gericht als 
Sachverständiger ernannte Person aufweist, soll dagegen nur ein Drittel des einem 
Sachverständigen zugebilligten Stundensatz erhalten, dies verstößt gegen das Diskri-
minierungsverbot nach Artikel 3 sowie die Vorgabe des Grundgesetzes, der Unantast-
barkeit, der Achtung und des Schutzes der Menschenwürde gemäß Artikel 1.  
 
Der Stundensatz von 33,50 €, den die Justizkasse seit dem 26.04.2005 (Bundesge-
setzblatt 2005, S. 1077) - also unverändert seit fast 12 Jahren als Höchstsatz bezahlt 
(19,50 € und 25,00 € für die selbe Tätigkeit in den nochmals diskriminierend abgesenk-
ten Vergütungsgruppen), stellt im Vergleich zu den Tarifanpassungen im Öffentlichen 
Dienst eine völlig inakzeptable Unterbezahlung und Diskriminierung und somit eine Ver-
letzung von Artikel 1 Grundgesetz dar.  
 



Im Zeitraum vom 26.04.2005  bis heute wurden die Tarife im öffentlichen Dienst um 
mindestens 20 % angehoben (die genaue Zahl kann nachgereicht werden). Dies heißt, 
dass Amtsvormünder im den Jugendämtern, die die gleiche Tätigkeit wie ein freiberuf-
lich tätiger Vormund ausüben, in diesem Zeitraum eine Gehaltssteigerung von mindes-
tens 20 % erfahren haben, der freiberuflich tätige Vormund (oder auch Ergän-
zungspfleger) durch die Inflation der letzten 12 Jahre dagegen einen realen Kaufkraft-
verlust hinnehmen musste.  
 
 
 
III. Gleichfalls wird gegen die Zurückweisung des Antrages auf Erstattung der Supervi-
sionskosten in Höhe von 80,00 € Beschwerde eingelegt. Der Vormund ist gehalten zum 
Zwecke der Qualitätssicherung seiner Arbeit, in der hier fallvorliegenden schwierigen 
fachlichen Konstellation Supervision wahrzunehmen. Diese Kosten sind in dem Stun-
densatz von 33,50 € nicht enthalten, andernfalls müsste man im Umkehrschluss an-
nehmen, jeder Vormund wäre verpflichtet Supervision wahrzunehmen, da diese Kosten 
ja dann zwingend anteilig im Stundensatz von 33,50 € enthalten wären. Die hier ent-
standenen Kosten von 80,00 € sind notwendiger Weise entstandene Auslagen und von 
daher zu durch die Justizkasse zu vergüten.  
 
 
 
 
Peter Thiel 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


